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BAG lehnt Cannabis-Pilotprojekte ab:  
Das Ende der pragmatischen Cannabispolitik in der Schweiz? 
 
Der Bund hat heute mitgetei lt,  keine Ausnahmebewil l igung für die Pi lotstudie 
der Universität Bern zum kontrol l ierten Cannabisverkauf zu ertei len. Zürich, 
Biel und Luzern hatten geplant, s ich dem Projekt anzuschliessen, weitere 
wollten folgen. Auch die anderen Pi lotprojekte in Basel und Genf haben da-
mit keine Perspektive mehr. Steht die pragmatische Cannabispolit ik in der 
Schweiz vor dem Aus? Die Sucht-Fachpersonen wehren sich gegen diesen 
Schritt zurück und rufen das BAG auf, seine Verantwortung als führender Ak-
teur in der Cannabispolit ik wahrzunehmen.  

 

Die Schweiz ist in der ideologisch aufgeladenen Suchtpolitik in der Vergangenheit einen 
sehr erfolgreichen Weg gegangen: Was sich in der Praxis bewährt hatte, fand Eingang in 
die Suchtpolitik des Bundes. Diese pragmatische Herangehensweise wurde heute in Frage 
gestellt. Die grossen Schweizer Städte wollten mit ihren Pilotprojekten lokale Erfahrungen 
für bessere Lösungen im Umgang mit Cannabiskonsum sammeln – dieser Weg ist nun blo-
ckiert. Der Strassendeal, der unbekannte Wirkstoffgehalt oder die mangelnde Qualität des 
verkauften Cannabis bleiben manifeste Probleme. Dennoch versperrt sich der Bund der 
Problemlösungskompetenz und Innovation der Akteurinnen und Akteure im Feld.  

 

Seit 1991 war die Schweiz den jeweiligen suchtpolitischen Problemen unserer Zeit mit einem 
sehr erfolgreichen Rezept begegnet: Erfahrungen aus der Praxis wurden in wissenschaftli-
chem Rahmen begleitetet und erprobt. Einige wurden wieder verworfen, andere haben sich 
bewiesen, wie z.B. die kontrollierte Heroinabgabe oder die Etablierung von Konsumations-
räumen im Sinne der Schadenminderung. Diese Massnahmen haben der Schweiz auch in 
der internationalen Fachwelt hohes Ansehen verschafft und sind in vielen Ländern heute 
ebenfalls etabliert. Ohne den schweizerischen Pragmatismus hätte es diese damals neuar-
tigen, heute beispielhaften Ansätze nicht gegeben.  

 

Die grossen Schweizer Städte wie Zürich, Genf, Bern, Luzern oder Basel wollten dieses Er-
folgsrezept jenseits politischer und ideologischer Schaukämpfe auch in der Cannabispolitik 
anwenden. Darin sind sie heute jäh gestoppt worden. Das „Nein“ des BAG ist auch eine 
Absage an föderale Lösungen und ein Misstrauensvotum gegen die Fachkompetenz der 
Akteure, welche die Pilotprojekte seit Jahren vorbereiten. Und es ist eine Absage an den 
Reformwillen der Bevölkerung. Die Sucht-Fachpersonen sind der Überzeugung: Der Mut zur 
nötigen Reform darf sich dadurch nicht ersticken lassen.  
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Über den Fachverband Sucht 

 

Der Fachverband Sucht ist der Verband von mehr als 300 Fachorganisationen und -personen der 

Suchtprävention und Suchthilfe (Beratung, Therapie und Schadenminderung) in der Deutsch-

schweiz. Die Mitglieder des Fachverbands Sucht bieten professionelle Angebote an. 

 

Im Namen seiner Mitglieder setzt sich der Fachverband Sucht für eine menschenwürdige, fachlich 

fundierte und in sich kohärente Suchtpolitik ein, die Nutzen und Schaden auf individueller, gesell-

schaftlicher und volkswirtschaftlicher Ebene bestmöglich abwägt. 

 

Der Fachverband Sucht vertritt die Interessen der Sucht-Fachorganisationen gegenüber Politik, Ver-

waltung und Öffentlichkeit. Er stellt Lerngelegenheiten und Austauschplattformen zur Verfügung 

und unterstützt dadurch die fachliche Weiterentwicklung der Suchtarbeit. Durch sein breites Fortbil-

dungsangebot gewährleistet der Fachverband Sucht die fachliche Fort- und Weiterbildung seiner 

Mitglieder und der Fachpersonen, die in der Suchtarbeit tätig sind.  

 

www.fachverbandsucht.ch  

 

 


